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Die »Nationalanleihe".

Sejsk Jahr-en schließtder polnische Staatshausxhailkt mit einem

Dseszsk Diek Uhekschkufzder Staatsausgaben iiiiber die Staatsein-

nnhnien biet-klug«1-9«310«——31:62 Msitllliisonell Zloiy, 1«93-«1—32 2I05 cJRiils

lionen Zloth, 1-9132«——362412 MillionenZwka Obwohl die pol-
nische Regierqu sehr weitgehende ·Eisnspa-rungenvorgenommen

hat (vion 2 748 Millionen leoty aus ca: 2 000 Million-en Zloty
11933e—z44)verbleibt viorsasuissichstlichim lauisenden Hanshsatksssjahkeiin

Desizit von iiber 2l510 Millionen 310k«y,das durch weitere Re-

diwkshjiow der Awsgaiben allein nsichckIII-Ohr zU bseshebenschien Von

der Mögiischkken dieses Dies-seistmindestens- valszfig sdsuirchAns-

gabe skiuikszifkistiigiekSchictzsanweisungen(deren ibsisher -Msj«I-Iiiso-n.en

stoty mit Laufzeit bis 5. 1.. 1984 begeben worden sind) zu decken,
hat die Regierung kein-en Gebrauch Mach-en Wollen sondern den

Zeskpwwkk für gekommen erachtet, um nachdein Muster anderer

Staaten (Tisichsechoslowakei,Belgien) eine innere Haushaslisanlseihe
Msiuslegen also aus dem polnischen Kapitalaner den sie in den

letzten Jahren für eigene Gmxissionen nicht ibeanspriuchkhat, ein-e

langsvistisgeKrieidnopevastisondusrschowiüshsven
« .

Demgemäß erschien im ,,DIz-iennih Ustaiw Nr. 67 eine aus
Grund dies Ermsächstiguingsgesetzsesvom 25. 11936 erlassene Ver-

ordnung des kpolnischenStandsiprsärsidentienvom ·5. 9. 11966 süibsereine

sechsprozentisge Rationas-l-Anl-seishe isn Höhe
von 1s-2l) Vixillione n leoty in Go l d. Als Bedin-

guswgen der Awseiihe wurden festgelegt:
Die Anleihe wird in namentlich-en Obligationen (zu 50, 100,

500 und 1000 Zloty) zum Kursse von t96 Z aussgegebenz sie ist in

10, nach Verordnung des Finangminislers edentnell schon nach drei

Jahren einzulösen Die Zinsen sind am 2. 1"«.Und 1«. 7. jeden Jah-
WH zaihilbau Kapital und Zinsen sind durch das gesamte beweg-
Lichteusnd unbewegliche Vermögen des spolnischenStaates gesichert.
Die Zahlung von Kaipiial »und Zinsen erfolgt »in UmslasuszlvkyMach
dem Gegenwert des Gsoslsdzlotwohne alle Abzüge Die als mün-

delsischer anerkannten Obligationen sind gegenüber sriiiheren An-

leihen msiit zwei besonderen Prioilegien sansgeistattets: sie werden

zur Zahlung von Erdschasis und Schienliungssteuern angenommen
und dürfen weder sür ersinnt- noch fsiir ösfssenllichssirechtilcheForde-
vungen igsespssändestwerden. (Dsi-eZessisonsoll aber iduirch Verordnung
des Finanzmisnissters erschwert werden, um die Spekulation- zu

Vetlhsindern J.. C. Nr. 2168,27. 9.. 1-M.)
Zwr Be g r ii nd u nsg der Anleihe verössentslichtedie pol-

nische Telsegrsappheuagentur(PAT) gleichzeitig Darlegungen des

MjwkssketlpstsäsidentenJ e d r z e j se w i c z, des Finanzministers
ZU Wsa d zM Und des sriiheren Finnnzmiinisiers M a t u s z e w -

ski («G’asz’eknPolsha« Nr. 247, «7-.9. 1193IZ).Der Mi.nisterpräsi-
dent betonte u. as.: Polen sei einer der wenigen Staaten, die ohne
Schädskgswwgder Wkkkschafkden sreien Zahlungsverkehr aufrecht-
erhallten hätten. Die letzten Krediitopseradionen (-die englische An-

vom Ostland-Institut in Danzig

leihe frürdie Eisenbahn) hätten bewiesen, daß sein Kredit im Auss-
lande unerschsüttertisei, die Mittel ziuir Deckung der laufenden Aus-

gaiben aber miüßten im Inland-e sasusgebsrachtwerden. Pol-en lhabe
ein Nie-chit,sichsasn sei-ne Bürger um eine Anleihe zu wenden, denn
nur un Glauben an die eigene Kraft werde es den Kampf um die

Aufrechierhailtuing seiner wirtschastslichen Unabhängigkeit biiis zuim

Endsiege führen können.
Der Finnnziminister Zatwadzkii begründet die — fsür den Er-

werber außerordentlich günstige — Anleihe damit, daß die Staats-

einnahmen, die seit drei Jahren ständig gesunken seien, nunmehr
thue Abiwärtsbewegnng verlangsamt hätten, so daß anzunehmen
sei, daß die ,,Hanshnlrsschere«sich in den letzten Monaten des

lsansenden Rechnungsjahres ganz schließen werde. Untier diesen
Bedingungen sei es besser, »zum Ergänzung der fortzusetzenden
SpsasrmiasßnahmeMdie Anleihe auszunehmen statt zu anderen-, ge-

waltsamen Mitteln zu greifen
Viorsichiiigexrmeint der- firiühereFinanzminisler ·Matnszewshi:

Eis sei noch nicht abzusehen ob nicht noch weite-re Abstriche am

Staatsshauishalt erforderlich sein würden, wenn auch eine Besse-
rung der Weltwsirstschasfstslagenicht saasgeschlossen sei. Die-r Staats-

haushailsk sei seit 119429 anfs Äußerste reduziert wenden. Bedienten-
"

s

der-e Ersparnisse könnten nicht leicht erzielt werden, da die Aus-
gaben siir Beamtenbesoildung und Landesverdeidsiguncgunaingetastets
bleiben müßten
»Die jetzt ausgeschriebene Anleihe ist nicht als gewöhn-

liche Kresdjtoperationz bei der . . . die Rentabilität entscheidet.
zu behandeln. Bel ihrer Ausschreibusng kasnn die Regierung scich
nicht an die Gewinriabsicht des Bürgers wenden. Sie muB viel—

«

mehr an . . . ihr Gewissen appellieren Nicht durch verlockende

Zinsen, sondern durch Aufklärung der Volksgemeinschaft über
den engen Zusammenhang zwischen der Fest-igkeit der Staats-
wirtschaft usnsd dem Wohlstand bzw. der Existenz dies Bür-
gers . . . ist dise rechte Nachfrage für die Anleihe zu schaf-
fen·.« Dei-e Anleihe sei zwar freiwillig, asbser im Verständnis sür
isthe Vesdeiusktuswg,,muB die Gesellschaft selbst . . . sie jn eine

moralische Zwangs(oner«aii0in)umwand-ein« (,,Gaszeta Polsksai«
Nr. 247, 7. -9-. 1s933.)

Die Wserbung die Anleihe wurde dein ,,B ü r g e r -

k o mi te e« übertragen,dem sämtliche hervorragenden Vertreter
des össenilichen Lebens-, ohne Unter-schied ihre-r Pasrteiszuigehörig
les-eit,bei-traten Bei der Gründnngsviercsammslungdieses Komistees
fährst-eder zum Vorsitzenden ibestellie SenarlsnnsasrschalslNaczkiewicz
Mach gebührender Herdorhebnng der großen Vorteile dieser Ka-

pritaslsasnlaigen. as. aus: Die Zeichnung »der Anleihe sonder-e von

dem einzeln-en Bürger sicherlich einen Verzicht auf die Befriedi-
gnng mancher Bedürfnisse, das aber sei unerläßlich,da sicher-lich
niernaind in Polen darin einwillsiigen werde, daß die Wieder-her-
stellung des Hasnsshallsglseichgewichies durch eine Verminderung
der poslnischenWehrmaschrt erfolge. Die im Lan-de sür die einzelnen
Orte, Kreise, Wojewodschiassten oder Benusszrweige zu sbsildenden
Komistees hätten die Ausgabe, darüber zu wachen-, daß

Jedes sder Mitglieder seine Pflicht tut, und zwar nach

MaBgabe seiner vollen Möglichkeiten Es ist usnesrläBlich, eine

solche Haltung der öffentlichen Meinung zu schaffen, dalZ der

sich nicht wohl fühle, der —- im Besitz der Möglichkeiten —-

sich dieser Pflicht entzieht.« (»Ga-z·eics Polle M 249

9.. 9. 1M.)
Und in dem Aufrus dies-es Büsrsgerliomiteesheißt es schließ-

lich-: ,,»Eine weitere Senkung der Staatsausgaben kann nicht
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miehxr erfolgen, ohne unser-e Verteidigungsfäshigkeit zu gefähr-
den oder diejenigen erneut zu Opfern aufzurufen, die, im

Staatsdienst tätig, schon mehrfach zu schweren Opfern heran-

gezogen worden sind.« Die Zeichnung der Anleihe
sei Bürgerpflicht.
»Wer sich ihr entzieht, muB von der Ge-

samtheit als Deserteur von dem Kampf-
feld für eine bessere Zukunft Polens ge-

b r a n d m a r k t w e r d e n.« (»Gazseta Pol-sha« Nr. 2«48.)
Die P -r osp a g a ntda, deren Leitung dem früheren Pilze-

finanzmvinister S ta r z y n sit i (zu»rZeit szepräsident der Landes-

wirtfchaftskbsankl als Generalkommisssar der Anleihe übertragen
war, war, weil nach dem Muster ,,to"ta«ler«Staaten auf-gezogen,
füsr Polen gänzlich neu »und u n e rh ö rt. (»Polonia« Nr. 3s229
4. 1-0. 11936t»J. K. E.« Nr. WO, 9. 110. 1963.) Sie wurde mit einer

in Polen bisher nicht gekannten Energie geführt, »als wenn der

Ausgang nicht sicher gewesen wär-e, als ob man der Opfernsillig
keit der Bevölkerung nicht getraut hätte. Bielsleichst hat man je-
doch — usnsd das nicht zu Unrecht —- an der Ospserrnögslichkeit
gezweifelt . . .« (,,D-eutschseRundschau« Nr. M, 1-2. 1I0. 1966.)

Jn sämtlichen Städten Polens fanden wiederholt Propaganda-
Uniziige statt (,,Gsazeta Psoslsska«Nr. -2619,W. il 1s963-).,an denen

sämtliche Bernfszweige, die von der Riegiserungsspiasrtei politisch
oder wirtschaftlich sliontrolliert werden, ferner die irnilitärischienOr-

ganisationen der Schützen, Legionäsre usw« oft auch zahlreiche Ab-

ordnungen der jsüidifchsenBevölkerung teilnahmen (Es fehlt-e auch
eine identfchsfeindslichieNote nicht, sso wurde z. B. in Bromiberg
weben Trasnspsarenten, die zur Zeichnung der Anleihe aiufforder-
ten, auch ein Transparent mit der Anfschrift: »Schlag-i Hitlser —

durch die N-atiosnalanleihe!«miitgefüjhrt,das wohl dazu bestimmt
war, ganz besonders die deutsche Bürgerschaft zur Anleihezesich
nnng asuxfzumnnternl (,,Deutsche Rundschau« (Bsr-omberg) Nr. 223

W» 9. 1·933-.)
In der Propaganda wurde zwar nicht vergessen, die Anleihe

als günstige Ksap.ita.lsa«.nlagehinzu-stellen vor allem aber »der

Pflichitchiaralrter ibestont, die Anleihe als »Er-a len der sozialen
"

Reife der einzelnen Schichten« bezeichnet (,,Gaszeta P-olsk-a« Nr.

259.) Dabei hat die überwachnUg der Erfüllung dieser Bürger-
pflichst seitens der Kontitees oder der Verbinde, wahrscheinlich
oftmals durchs den Wunsch einzelnen san höherer Stelle ihre be-

sonder-en Fähigkeiten zu- Uinterstrseichemteilweise Formen ange-
nommen, die die Freiswislligkeit dser Anleihe be-

reits stark in Frage stellen. (U. a. hat die deutsche Minderheit
flch ngzWUIWIM gØlAhewdsieserhialb bei denn Jnnemninister suim Auf-
kläklmlg M erstlchem «D«eu-»ls«chseRinndschsasn«Nr. 224, 30. 9. 1953s.)
Das Wilnaer »Slsowlo« erklärt-e hierzu: Dsie Regierung betone
immer wieder die Freiwiilligkeirt der Anleihe, dem entspräche es

Ober Dust-chale Uskchhwenn z. B. das vson dem Regiernngsabgei
ordneten Dobosz geführte Angiestelltenhsornitee in Wilna erkläre,

,,je-den, der sich der Zeichnungspflicht zu entziehen versuche,
als einen Menschen zu behandeln, der des Namens eines Bür-

gers oder Kollegen unwürdig sei« (»Slowso Plonvorsliie« Nr. 2224
29. A. 179ZZ.)

Ein anderes Organ ider Opposition weiß sogar (a-ll-erdingsnach
dem foziallistischen ,,Rlobotni s««-)von- seinem Fabrikansihang in
Lodi zu berichten wonach jeder Arbeiter, der mindestens zwei
Zloty täglich verdiene, ein halbes Monatseinkommen zeichnen
mliifth Wildtsisgsenfallset »in eine besondere Liste eingetragen
und von der Direktion als illoyaler Staatsbürger iin allen Fra-

gen entsprechend behandelt werden wirsd.« (»P«olonisa«Nr» 323-7

1l3. 1i0. KMJ
Zu dies-er weit-gehenden Kontrolltätigtieit der Bürgershomitees

hat auch die «nartisonaldemokratischoe,,Gazeta Wa-rszawska« erklärt:

Diese Komsitees hätten
·

,,kein formales Recht. einen Druck auf sdie Bürger . . . aus-

zuüben. Die Anleihe ist nach den Rie·chtsnormen, auf die sie

sich stützt, eine frieiwililige Transaktion zwischen

Bürger und Staat. Die Regierung hätte eine Zwangsan-

leihe ausschreiben können, sie hat dies aber nicht getan,

weil sie offenbar eine solehe Form für nnangebracht hie-It.

Daraus folgt, daB auch jede . . . Vermittlung Zwischen dem

Asnleihezeichner und dem Staatsschatz nur den Charakter einer

Aufmunterung, nicht aber ein-es Druckes haben
kann . . (Nsach ,,Deustsche Rundschau« Nr. 22:4, 3s0. -9-. 1963-.)

Allerdings hsat iauif idie ähnlich-eFrage des ,,Knrjer War-Wam-
skti« Nr. 277 (7. 10. 1966s)k,welch-en Zweck solche Äußerungen
oder gar Drohungen der Komitees bei einer freiwilligen Anleihe
haben sollen, das Organ der ,,LseigjionMiodych« (,,L-eigi-oin-der

Zusngen«)erklärt: Osb die Komitees ein iformsaslesRecht besäßen,
sei vollliomimsen gleichgültig
»Wenn ganze Scharen von Menschen, die von grauer All-

tagsarbeit leben, ihre Pflicht nach Kräften und über ihr-e Kräfte

erfüllen, wen-n Witwengroscshen idem Staate geopfert werden,
darf man wegen der Nichtexiistenz ein-es formaslen Rechts keine
S a b o t a g e verkünden, (sdarf mean nicht) den Eifer der Opfer-
wsilligen abkühlen, die Zögerndenodier Passiven demoralisieren.
Die Zeichnung liefert eisn reiches Material, nicht nur um die . . .

Opferwilligkeit einzelner Schichten . . . zu ermitteln, sondern
auch eine ungeheure Zalhl von Tatsachen, die im Gedächtnis

zu behalten und gelegentlich zu verwerten sind.« (»Pafrstwco
Psrsacy«Nr. ZE, 8. 1lll. 1191330

Unter diesem moralischen Druck ihsatdie polnische Bevölkerung
auf die Aufforderung lder Regierung »die gebührend-eAntwort«
geliefert (»G-az-etaPolsika« Nr. 251-, 1-»1.9. 1963s.) Die Beamten
und Angestellten haben die allgemeine Formel sder Pflicht ans
die Fordernt prsiizisie«rrt:ein Monatsgsehalt für d i e

A nl e iihiel (lt. Befchiluß des Zentralvesrbasndes zeichnen die

Staatsbeamten: bis 1l00 Zloty Monatsgehalt —, bei 1010s—1«30

Zloty Mionastsgehalt 50 Zloty, sbsis zur 7. Geshasltsstufe einschließ-
lich 75 Z, von der- 6. Stulfe anfiwlärsts100 Z eines Monats-

gehatlts, »J. E.« Nr. 215-7,1I6. s9. 11966««),die Wirtschaftsverbände
haben für ihre Mitglieder Mindestzetichinuingen festgelegt (z. B.

für »die Industrie 6 Z des für 1s932 veranlagten Einkommens

—s—0,-8 Z des für 19312 veranlagten Umsatz-es, ebenso für das

Handwerk, für den Handel 5 Z des 1l9342 veranlagten Einkom-
mens, hierzu vergl ,,Polsk-a Goscpodarcza« Nr. 37., S. 1E1431sff.),
die Banken hab-en iautfdie Zeiichniungsprorvsisionverzichtet Schließ-
lich erkannte Idie Opposition an, ,,dalz die Stärkung der natio-
nalen Wirtschaft jenseits des politischen Kampfes stehen
musse.«

Dsie Stellung der Opposition wird an ander-er Stelle dahin
gAkeMzelchMh ,,jeder hat seine Pflicht zu erfüllen. Die Fest-

stellung, wer die Schuld an der heutigen Not trägt, sei einer

besseren Zeit überlasisen.« (»Psosl)o«nsia«Nr-. 3211-, 16-. 9. 196-Z.)
Daher Ihaben die znversichtlichien Erklärungen daß der E r -

ssolig der Anleihe nicht im minsdestsen frag-
lich ssesinKönne, diesmal nichrt enttäusfchtBon- vornherein lautet-e
die Frage ,,n»icht, ob die Anleihe gezeichnet, sondern nur, in

weslehesr Höhe sie überzeichnet werde« («G(1-zekaPolsk«0«
Nr. 2618, -2-8. il. 1963.s)

Das Ziel der Propaganda-Aktion bereits am »erstenZeich-
nsnngsitaige die Anleihesumnne zu überschreiten (»Eod«z-ien-naGazeta
Handlowa« Nr. Wil, -26. I. 1l9s33)ist vsosll erreicht worden; der

Verlauf der Zeichnung sbewsies einen für Polen nach dem Miß-
erfolg der früheren Jnnenanleiihen ganz ungewöhnlichen Opfer--
willen (,,Eodzienna Gazeta Hand-losma«Nr-. «2I20,26. 9. 1963«)-:

AS. 9. ·222,3 Mill. Zi. Z. 1s0.. 2710,2 Mill. Zl.
l29. g« «23l5,«9 « » 4. 10. M,4 » »

Zoll. 9. 24-4,0 « » 5. 10. 31·1,3 » »

Z. 25370 « »

(,,P-o-lskia Gosipodarcza«Nr. 4I0, S. 123s2.)
Die-se Summe ver-teilt sich — nach Abzug vson 716 Millionen

Beamtenzeichnutngen, die sich nicht aufteilen lassen — aus die ein--

zelnen Wojewodslchiasftenwie folgt:

Warqichw Stadt 7·5,8Min. st. Wapsichsaiu os- Mislls St.
Schlesien «27,2 » ,, Sitanislan Tairnopol 4,9 » »

Possen 26,0 » » Luni-I 3,5 » »

Leid-i 21,3 » » Branku 3,4 » »

Leimtberig 118,7 » » Wilwo 2,8 » »

Krialiam 18,0 » » Wolhhnien 2,5 » »

Kielce 110,8 » » Pol-essen 2,1 « »

Pommerellen 7s,7 » ,, Nsowosgrodek 1.,6 » ,,

Außerdem iim Gebiet der Freien Stadt Dtasnzig 1,03 M’-ll. Zi.
(,,Ga-zeta Polster-«Nr» 277, 7·. 10. IRS-J



Der Zsesichpnnngsterniinider nrssspirünglichbis ziuim 7. 10. ein-·

schließlichangesetzt wenden rwaa kwsuirsde durch Ver-ordnung des

Fsiinanszrnisnisstersum zwei Tage veirikiirzt Als Gesamtbetrag der

Anleihe ergibt sich —.— einschließlichdesr zwecks Regulierung von

Foudevuwgeusasn den Staatsschatzs gezeichnet-en Obligationen —- bis-

her die Summe von

327 608 200 31oty,
»die sich auf die einzelnen Sie-lehnen wie folgt, verteilt (»Polska
Gosspsodarcza«Nr» W- S« 192915.)«)’1

Rominalsumme Anteil an der
der Zeichnunqu Gesamtzeichs

(1000 ZU: nungssumme:

Insgesamt: 327 608 100 Ez-

A. (I bis VIl) 1882961 55,-85
I«. Landwirtschaft 1724Se2 3-,"80
1·. bis i6i0 ha 4903 1,50
i2. iiber 6I0 ha 7 529 2,3iU

II. Städtischer Grundbesitz 5 968 1,8-2
Illi. Haiwdiel 30 989 9,46
III-. a) Kriecditlnstitnte 35 2«4·3 10,7IB

a) Staiatscbainleen
»

199 1I010 5,83
b) Pvilvatbatnleen 6 3184 1,95
c) Ksoniniwnalsipasrktaslsen 6060 1,8«5

d) Kredsitgenoscsenschaisten 3698 1,13
Ill. b) Versicheriucngen 22 389 6-,83

1t. öffentlich-r«e-chiklllchse 18 787 5,73
s2. private 3 602 1,1«0

Ill. c) Veprsleehrisusntemehsmen 2078 0,63
IV-. Handwer 5687 1,7!4

V.. Industrie 46 230 14,11
Vl. Freie Vernse 8907 2,72

a) Reichstsainswtilte 274s8 0,s84
b) Ärzte 30100 0,92
c) Geistliche 807 0,25
d) llbriige 2342 0,71"

Vil. Verschieden-e (= Verbäsnde asller

Art «U·s»w.) 13 039 3,98
davon Schnljugend 4«7-1 0,14

B. Angestellte 143604 4Z,86
VllL Privat und KommutnaslsAngestellte 67 961 20,73

1:. Ksonimunatl-Angestellte 112s9lit 3,96
a) Bund-Angestellte 1«140614 3.,Zs8
b) Arbeiter 1:857 0,58

2. PrsiviaitsAnsgestsellte 5I0 61I1"- 15,44
a) Bund-Angestellte 38 159 1-1-,64

b) Arbeiter 1l2 4552 3280
Z-. Pensionsäre, Invailiden 4 3459 1i,36

IX. Staatsbeamte 75 MS Ihm

C» Im Gehzei sder Freien Stadt Dasnzsig 1(04i3 01,3s2s

«) Die Rubrilien »3ahl der seichner« und »Anleil an der Gesamtzahl der

Zeichner in Wo« sind fortgelassen worden-

Die Zeichsninngender· besitzen-denBevölkerungsgrsuspipens,in denen

sdsie Propaganda anscheinend keine besonderen Erisolge erzielt hat,
haben «bestenfsaslls44 Z der Anleihe erbracht lSusmrme A. 55,85 Z

aibziiglich Zieichsnuingender Staats-danken 5283 Z usnsd der öffent-
lich-rechtlichen Versichernngsinstituite "5,713ZU so daß die Anleihe
in hervornasgendiermMaße als E r f o l g d e r ,,A r b se its-w e slt

erscheint Und es dürfte wohsl zutreffen, wenn seine opspositionelsle
Stimme hierzu -er-k«lart:

»Wir haben es hier zu tun mit ein-er noch nie angetroffenen

0pferwill»ig«ke’istder heute ärmsten Schichten, die am meisten
unter der langandauernden Krise 1eiden.« Die S·chsw«kekllgsks0il«jkekl
vieler Unkesrnehsminngensollen nicht verbannt werden, es musse

aber objektiv festgestellt wenden, idasß»der Andrang dieser Kreise

«zur Zeichnung der Anleihe weit geringer gewesen iist als zu

den Reihen des Regierungsblockes oder zu lden Festlichkeiten
der Sanacja . . (,,Polonsi1ai«Nsn 3i2311-,6. 1l). 1956..)

Die Zellchsmlngendes Handwerks z. By sind nisit 5,7 Millionen

ZMV ekhselbslskchhinter- der Schätzung (20 Million-en Zloty, »Gaszeta
Pol-HIR« NR WEL, -2«2. -9. IRS-) zuiriiirkgebliesbenobwohl viele

Innuingen ders Aufforderung ihre Rseservelkaoittailienfiir die An-

leckshseh«e-T«ngeben-entsprochen hasben. Der Anteil der Landwirt-

119lE

schast ist msist 1.2,4 Millionen Zloty, selbst bei Berücksichtigung ihrer
heutigen Notlage, unverhältnismäßig gering Gegenüber Oder

Schätzung von 6I0 Millionen Zloty (,,Pxolsonria«Art 312110,15. 9.

IM) hat die Industrie trotz die-r esisrsigen Propaganda des

,,Leiv-iathan«(,,Polsonia«Nr« ZEIS, 21.. ti. Wiss-) nuir 46,2 Millionen
Zloty gezeichnet Davon entfallen asbesr noch erhebliche Betrage
auf sdsise liomimsesrszialisiertenStaatsbetriebe, und weiter erscheint
die Ausbriingnng eines Teiles dies-er Summe durchaus fmglich
Die ,,Kattowitze-r Zeit-ung«(Rr. -26s7,14. 10. 19360 weist darauf hin-
dnsz »in den Zeichnutngsilistennicht wenige Firmen vserzeichnet sind,
deren Finanzlchswächeallgemein bekannt sei (L6dzer Textilfirmsen).
Aber asnch bei den gutsundierten Unternehmen bleib-e die Frage
offen, wie dise gezeilchnerten Betrage :be-i dem Bangeldmaingel der

Industrie aufzubringen seien-. Die Indsuistrie wer-de siselall-soirgend-
wo sborcgenmciitssen,usnd zwar bleibe dasiiiv nur die Stasaitliche Lan--
cdses«wiintschsaif«tsbainb,deren PriäsiidsentStarzynsksi der Industrie das
Geld werde leihen müssen das sie ihm in seiner Eigenschaft als

Anleihetisomimissssasrgezeichnet hat. ·

Entscheidend sich-eintaber der Mißerfolg zu sein, den die

Absicht der Regierung durch die außer-gewöhnlichenPrioilegisen
sder Anleihe di e tsh esaiuri er ten oder ins Ausland g-efl-iich-
teten Kapital-ten heranzuziehen -(»P»olomias«Nr. 3i216, s« 9., Pro-
fessor Grabstei, »Ga-zeta Polstrw« Nr-. MA, 112. 9., Kommissar
Stanzynskih »Piolska Gospodasrscza«Nri M, S. 1»1610),erlitten hat.
Die Aniliesiihe swirid nicht aus Kapital, sondern
an s lau sie n die-m E ii nsleoimsm e n g e za h l t. (»Polonia«
Nr, 32316,Z· 1l0. lÆZ.)

Nachdem ldsie Anleihe diesen tiberraschenden Ersfolg gezeitigt
hat (-m»i—tden nsochsausstehen-den Zeichnungsen, z. B. des Auslan-

sdes, wind asuss34H50 Millionen Zloty gerechnet), bat inan nicht
mehr daran gedacht, sich msit idem susrsspriünglichgeforderten Be-

trage zu sbegniigen und eventuell »du-suchNepartiersung die schwä-
cheren Zeichsnserschichtenzu entlasten, vielmehr hat die Regierung
sich ohne Zögern entschlossen, die gesamte Zeichnusngssumnie zu
aber-nehmen Ein-e entsprechende Verordnung des Staatspriisidew
ten wird in Kiirsze set-gehen (,,Gia1zetalP·oslsskia«Nr-· V2i8i5,lib. 10.

1933.)
Die Regierung hält data-n fest, diesen überschnßgenau so wie

die urspriingliche Stimme zu verwenden, also ausschließlich zur
Ausgleichung des Staatshansshsaltes der — staibile Gntwichilung
der Skaiaitseinnnhmen vorausgesetzt —- daimsit fiiir 1i8 Monate ge-
isichert sein würde. In einem viel beachiteten Aussatz hat ider frü-
lhere Finanzininister Matusszewsikti ider aius die Dusrchsfiihrucngder
Anlseihestransalktion einen sehr bedeutenden Einfluß hatte, sich mit
aller Gntschsiedenheit siiir re st l ose Verwendung des
gen z en Anleihe ert r ca ge s siiir Heu sthnlts zw e ck e

ausgesprochen
,,. . . alle Gedanken, die Ansleiheergebnisse fiir andere

Zweck-e —

zur ,,Belebung« sder Bautätigkeit, für öffentliche
Arbeiten oder Krediterleischtesrungen —

zu verwenden, sind
abzulehnen. Man könnte einige Millionen zur Verrewigung der
Leistung der Volksgemeinschaft . . . verwenden und für diese
paar Millionen eine, sowieso in den staatlichen Plänen vor-

gesehen-e, dazu dringliche . . . Anlage durchführen (z. B. den
Bau der Jagiellonsischen Bibliothek in K«rak»au««)l). . ., um

künftigen Generationen ein Denkmal des moralischen Sie-ges
zu hinterlassen. Das wäre —- obwohl nicht notwendig —

zu-

lässig. Unzulässig wäre es aber, in irgend einer Weise, durch
öffentliche Arbeiten oder ,,Kreditauswejtung« dsie National-
anleihe mit dem Versuch dieser oder jener ,,Ankurbelusng der
Konjunktur« zu verbinden . . .« (,,Gsa«zsecksaPtolska« Nr« 271
1«. 10. 191360

Wenn nach dem ilberrasschcendenErssolge der Anleihe ferner
von seh-r verschiedenen Seiten (,,J. K. C.« Nr. 2821, 1«1-.10. 1935,
»DzisenniksPozsnansiki« Nr. WIL, s« m. 119669eine «Liber ailsi -

slisersnnsg der Krieditiposlsitik« gefordert wurde, so hwk
die Regieruin asllen solch-en Plänen, ans die hier nicht weiter

eingegangen wer-den kann, zu wiederholten Malen ein entschiede-

"«)Flur diesen Zwele sollen iin tausenden «-bzw.klünstigenHans-
hasltsjahsr sasus dein Anleihe-Ertrag insgesamt Bi,5 Millionen Zlotv
verwendet werden. (,»J.K. C.« Rn 280, 9. 10. 195629
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nses N ei n entgegengesetzt iweil nach- ihrer Meinung durch solch-e
Maßnahmen sder Erfolg ihr-er bisherigen Desliactionslpiolsititk,deren

Krönung diese Anleihe sein soll (,,Czsas«Nr. AND 4. m· 1933)
in Frage gestellt werden w·iirsdse. (,,Gaszeta Polssksa« Nr: 278

8. 10. Wes-, Nr- 282, 12. 140. 12966-.)
Andererseits ist sich die Regierung durchaus dar-über klar, sdaß

infolge der viovwsieigenden Zeichnung der Anleihe aus laufenden
Giwktiinften sdie lbisherigen Deslationsprozies se eine höchst inne-r-

wlüsnlschteVerschärfung sersashren kiönnten (»-Gsosp-odsar«ksaNat-o-
dow-a« Nr. 210, S. 305s.) Sie hat daher, zumal ldie Anleihe-
erträge ja erst in seinem länger-en Zeitraum ansgesdrgaiuschitwerden

sollen, »den verschiedenen Anregungen (,,J«K. Nir« 268, 27·. 9.

Psoslskia«Nr. 271-, 1.. 110. 1t93«3,Verordnung idess Anleihe-klom-
leihesutmme statt in sit-rißerst iin 110 Roten einsondevm (,,Gazeta
Pol-sha« Nn 271s 1«. 10. leise-, Verordnung des Anleihseksoms
niissars, ,,P-olsika Giospiodaroza«Nir. 41«,S. 1»2168.)
Während »die Opposition die Anleihezeichincung miit kden Wor-

ten erklärte: »Das Volk erfüllte (nur!) seine Pflicht, wie es

Steuern zahlt oder im Heere dient« (»P«O«IVWM«NR 3l211«-,16. 9.
WITH-)-hlat die Regienutngspresse wieder-holt den Anleiheersfolg ask-s

dessen-denenBe v tsr aus e n s be sw esi s sür die augenblicklich-e Re-

gisekiungPoillews ibsezejlchiwek.(»GC3e-«kaPUBLIC-«NR

,,Kuvjier Porasnny« Nr, -2186, 15. 1t0. Mis, ,,(Hodzienna Gsaszseta
Handlorwta« Nr« M, 118. 10. 11933.)-Dein stimmt allerdings recht
wenig die Haltung, idiie sdie Bevölkerung zur Anleihe einnimmt
Eis hat sich nämlich gezeigt, cdiaßdie Bevcdlkeriuing sdie Anleihe- als
ein abso l u tes Otpfier ain st e 1ht. Wiesderhiolt haben
sich die Zeichsner in Spsender verwandelt »und die Anleihiestiicke
sosorrt bei der Zeichnung sit-r singendeinen staatlichen Zweck zkur

Versiigiung gestellt (,,GsaizsetaP(oilska« Nr. 2186l Iz. «1s0«193.3-),
so daß das Fsinanzmsinistevinm— allerdings- erst lainge nach-sSchluß
Mk Zeilchlwuswgl— ausdeüctilich dagegen Stellung nahm,
»weil solches Vorgehen das Wesen der Anleihe verkennt

und den Staats-kredit schädigen kann· Der Staat hat sich an

seine Bürger nicht um« Almosen, sondern um Kredit gewendet.
Ein Verzicht kann den Eindruck hervorrufen, daB die Anleihe-
stücke wertloss seien. Besonders gefährlich ist es, wenn dieser
Verzicht auf Grund korporativer Beschlüsse, bei denen das

Element moralischen Zwanges m·itw.irkt, erfolgt; dadurch kann
nämlich der V e r d a cht entstehen-, daB die Staatsbehörden
bei Ausschreibung dieser A n 1 ei h e t at s ä c h l i c h
eine verkappte steuer auferlegen wollten

. . .«

(,,Gaszeta Pkolska« An 12815,115. 10. 1933.)
Nach alledem scheint salso der Chiana-steter ider Anleihe mit

Recht-, wie folgt, bezeichnet zu sein:

,,. . . in dem Verhalten der Bevölkerung gegenüber der
Anleihe tritt das Element der direkten Finanzkalkulation an

untergeordnete Stelle, den ersten Platz nehmen Imponde-
rabilien . .. ein . .. Die Anleihe überschreitet

entschieden den Rahmen einer finan-
ziellen Geld— und Kreditoperati0n.« (»Gl0s-PO·
darka Alamodowa« Nr. 1(7—1-8,S. 266—«M«)

Die Wirtfchastsveehandlungen zwischen Deutschland
und Polen.

Zu den Warsschaner Wirtschastsverhandlnngen zwischen
Deutschland wnsd Polen nimmst sdsie piolnische Presse weiter-hin eine

skeptische, wo nicht gar nnfveurndlsiche Haltung ein (vevgl. Ak« 2,
S. 7««).Die Ksastslowiitzer»Poloniia« z. B. hatte gleich zu Begian
dieser Besprechungen erklärt:

Polen sei es in der Zeit des ihm von Deutschland asucfsgezwmw
gsenen (!) 30llkrieges gelungen, sich von Deutschland in hohem
Maße wirtschaftlich unabhängig zu machen, die eigene Industrie
zu entwickeln ucnid neue Abisatzmävkteaussen-finden
»Die nötigen Einkäufe aber machen wir vorwiegend in an-

deren Ländern, mit denen uns gute Wirtschaftsbeziehungen
verbinden.

Vielleicht hat Deutschland sich zu überzeugen vermocht,
daB seine Politik gegenüber Polen sich hauptsächlich an ihm

selbst gerächt hat, und daB es selbst Kosten dafür tragen muB.

Die Änderungen in der Gestaltung der weltpolitischen Ver-

hältnisse, mehr noch die verhängnisvolle Entwicklung der deut-

schen Handelsbilanz und die inneren Schwierigkeiten haben
wahrscheinlich Deutschlands Inationalsoztialistische Herrscher

bewogen, Polen die Hand zu reichen. Polen wird diese Hand
nicht zurückweisen, wünscht es doch korrekte Beziehungen
zu dem westlichen Nachbarn. Aber in diesen Wirtschaftsge-
sprächen müBte Deutschland von vornherein auf alle rein poli-
tischen Aspirationen verzichten und bedenken, daB Verständi-

gusngen und Verträge nur »dann gut sind, wenn beide Teile
darin ein Geschäft tin-den«

Der Handels-vertrag vson 1929 set natürlich durch die Entwick-

lung völlig überholt und miiißtenon Grund auf revidiert wenden.

(»Po-lonia« Nr, ZEle 6. 1(). 1936(.)
Küvzlich heißt es ebendsor-t: Bei »den bisherigen Verhandlung-en

und Verlrsäigen sei Polen immer »der schwächere Teil gewesen,
z. B. habe es den Viertvaog vsom März 1932 akdschiließenmüssen,
nm die Anwendung der deutschen Miaximalziölle»aufdie Einsulhsr
polnischem Butter sund Eier nach Deutschland zu vermeiden

,,Umso mehr müssen wir anstreben, jetzt, da unsere

Lage Deutschland gegenüber stärker ist

denn je , die von uns bei den Beziehungen zu Deutschland
erxlittenen Verluste auszugleichen« Dle Möglichkelken dazu Wen
durch den neuen polnischen Zolltarif mit seinen verschieden hohen
Sätzen gselielblem,,Deutschla-nd fürchtet mit Recht, daB es nach

Beendigung unserer Vertragsverhansdlungen msit den cum-Dä-
jschen, besonders den industriellen, Länder-n auf dem polni-
schen Markt weit schlechter gestellt sein wird als andere Län-

der. Der ProzeB der Befreiung unseres Marktes von der Ein-

fuhr aus Deutschland kann dadurch erheblich gestärkt wer-

den. Selbstverständlich will Deutschland den polnischen Markt

nicht verlieren· Aber wen-n es wirklich eine gewisse Position

auf diesem Markt behalten will, msuB es sie mit entsprechen-
den Konzessionen für unsere Ausfuhr be-

zahlenks (,,P-olonsias«Nr-. 3s236, 15, 10. 1966-.)
Ähnlich erklärt eine naltionasldemloksvatische Stimme zu den

VekhUWdMWEMDasfz,,. . . unabhängig davon, auf welcher Linie

diese Verhandlungen verlaufen werden, u n s e r e P o —

sition dabei stärker als jemals ist. Diese Po-

sition müssen wir ausnutzen.« (»K«UsrjevWaitssszlawslki«Nu 282

11«. 10. 1l936.)
»Die ossizsiöse ,,Gazeta Piolslka««Ebetont nach Hinweis auf sden

Rückgang der Haindelsumsätze Zwischen Deutschland und Polen
als wichtigste Folge des Zollksvieges sdie Befreiung Polen-s von

dem deutsch-en Absatz- »und Btezutgsmiairlkt »die tiefgehende Umge-
staltung des polnischen Asusßenlhiasndelsusnsd schließt mit der Be-

merk-ung:
»Wir sind uns klar darüber, daB die letzte Initiative

Deutschlands vor allem, wenn nicht ausschlieBlich, durch . . .

das baldige Inkrafttreten unseres neuen Zolltarifes herbei-

geführt wurdes. Die Konstruktion dieses neuen Tar-ifs, der die

Länder, die mit uns keine Handelsverträge besitzen, benach-

teiligt, bedroht die deutsche Ausfuhr in sehr hohem Grade. Das
Problem der Verstärkung der Hsasndelsexpansion aber ist heute

für Deutschland das ausschlaggebende Wirtschaftsproblem, in

dessen Lösung die Führer des Reiches das einzige Mittel zu

einer Besserung der Wirtschaftslage sehen. Die Lösung dieser
Frage ist abhängig vor allem von der richtigen Einstellung
der Wirtschaftspolitik des Reiches. So lange die Politik des

Agrasrprotektionsismus’ nicht verlassen wird, so lange Deutsch-

land den Gedanken der agrarischen Autarlcie nicht aufgibt,
wir-d es nicht erwarten können, die erstrebten Zsiele zu er-

reichen. Für alle künftigen Mittel zur Belebung der Ausfuhr

aber wird die internationale Praxis Abwehrmittel finden, so-

fern sie solche nicht schion gefunden hat« HGB-eile Ptoslsska«
Nr. 280, 1104 10. 1-936.) .

Schließlich shsat idser seh-r einflußreiche Z e ntralv se rb an d
der- polnischsen Industrie (,,Levisathsasn«) in sei-
ner Zeitschrift acuss einem Rückblick ans idsie Entwicklung der

deutsch-politischen WirtscheastsvevhsaintdtlusnsgenIseit 1925 solgende
Lehren sür sdie jetzt saussgenomnienen Verhandlungen gezogen:
»Trotz der vielen Vorteile, die Polen aus dem Zsollkrieg

gezogen hat — wie sder Entwicklung einer ganzen Reihe von

Industriezweigen in Polen, der gsröBeren Differenzierung sei-



ner Ausfuhr nach Absatzländern, vor allem aber der Erobe-

kUng des britischen Marktes —- hat es ebenso gut auch die

Schäden gewürdigt, die es aus dem Wirtschaftskonflikt mit

dem westlichen Nachbarn, mit dem der Warenaustausch nost-

wendigerweise intensiv sein muB, erlitten hat. Daher wurden
auch sämtliche Vorschläge Deutschlands stets aufmerksam ent-

gegengenommen Die Verhandlungen haben sich nicht durch
unsere Schuld zerschlagen. Wenn Deutschland die Anknüpfung
von Verhandlungen vorschlug, war es nie von dem ehrlichen

Willen, zu ein-er Verständigung zu gelangen-, beseelt. Gewöhn-

lich w011te es ein-e ungeheure Zahl vertraglichr ZollermäBi-

gungen als Gegenwert lächerlich geringer Kohlen- und

Schweinekontingente erlangen. Sämtliche polnischen Vor-

schläge, die auf dem Grundsatz des Gleichgewichts der Kon-

zessionen beruhten, wurden stets zurückgewiesen. Kein Wun-

der also, daB man zu keiner Verständigung gelangen konnte.

Eine Ausnahme bildet nur das Jahr 1931, als Deutschland
sich entschloB, den, übrigens für es sehr günstigen Vertrag,
auf der Grundlage der Meistbegünstigungsklausel zu unter-

zeichnen. Jedoch aus eher politischen Gründen . . . hat es

ihn später nicht ratifizi«ert. Ferner lief Deutschlands ganze Poli-

tik auf den Schutz sei-ner Landwirtschaft und Viehzucht —-

clureh Steigerung der autoniomen Agrarzölle und Revision sei-

ner Verträge mit den Agrarstaaten — hinaus. Daher verlor

auch der Vertrag von 1«930,der schon im Augenblick seiner

Unterzeichnung für Polen eher ungünstig wiar, im Laufe des

Jahres für uns sein-e Bedeutung vollkommen, sda sämtliche

wichtigeren, bei VertragsabschluB gültigen Sätze für Agrar-

produkte aus dem deutschen Zolltasrif verschwanden, die auto-

nornen deutschen Sätze aber priohibitiv sind. Durch die Rati-

fikatison des Handelsvertrages von 1930 lieferte Polen den Be-

weis, dsaB es die von ihm unterzeichneten Verträge hält, da-

her fällt die Schuld für die Verlängerung des Zollkrieges voll-

kommen auf Deutschlands.
,

Die Ebene, auf der Deutschland gegenwärtig die Verhand-

lungen führen will, ist uns unbekannt. Eine bedeutend ein-

fachere Methode, die Sätze der Spalte l des neuen Zolltarifs

zu vermeiden, wäre die Ratifikation des Vertrages von 19«30

durch Deutschland. Auf diese Weise würde es automatisch

Spalte II und die Meistbesgünstigungsklausel erlangen. Dazu ist

die Führung von Verhandlungen nicht notwendig· Sichekljch

wird Deutschland wieder irgend welche Augenblicksvorteile

erlangen nnd gar nichts oder fast gar nichts dafür geben wol-

len. Vielleicht wtird es die Anwendung von Spalte II der auto-

nsomlen Zollsätze auf die Einfuihr aus Deutschland fordern. Po-

len aber darf sich dieser Wtaffe nicht leichtfertig entäuBern,
dabei ist keine Eile angebracht Man muB die deut-

schen Vorschläge allseitig prüfen· Der deutsche Markt hat

wegen des scharfen agnarpsrotektionistischen Kurses »in

Deutschland seine Bedeutung für unsere agrarische Ausfuhr

in hohem MaBe verloren, die Ausfuhr von Industriefabriiskaten

aber ist aus begreiflichen Grün-den für uns ebenfalls unmöglich.

Daher muB Deutschland, wenn es den Wirt-

schaftskonflikt mit Polen zu beenden gewillt Ist- Mit Vorschlä-

gen kommen, dsie eine wirkliche Normierung der Wirtschafts-
beziehungen zwischen bei-den Ländern bezwecken, also mit

dem Vorschlage, einen normalen Handelsve.r-
trag zu schlielzen Der Vertrag vion 1929 ist in em-

Zelnen Bestimmungen im gegenwärtigen Augenblick vielleicht

schon überholt. Man könnte also die veralteten Bestimmungen
entsprechend umiredigierem in jedem Falle aber kann die

Frage der Ausfuhr von Kohle und Schweinen, des einzigen er-

träglichen Äquivalents für die deutsche Einführ, nicht aus dem

Vertrage eliminiert werden. Der achtjäshrige Zollkrieg ist eine

genügen-de Kraftprobe Polen hat dies-e Zeit durchaus gut über-

standen, es hat sich bei seiner Ausfuhr in hohem Grade auf

dem Gebiet der Finanzpolitik vollkommen unabhängig ge-

macht. Daher kann auch der Vertrag mit Deutsch-

land nur auf den Grundlagen des Gleich-

ge wichts der Konzessionen abgeschlossen werden.

Dieses Gleichgewicht aber wir-d ohne deut-

sche Konzessionen für unsere Ausfuhr von
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Landwirtschafts- und Viehzuchtprodukten
sowie von Kohle nicht erreicht werden
können...«

l,,Przeglad Gosposdarczy« Nr. 20 (15. 1«-0. 1933), S. 759
bis mal

Zur Auflösung der Bromberger Handelskammer.
Tiber diese Maßnahme (v-er·g-l.Nr. «2,S. 8"«)wirsd iin der amt-

lich-en politischen Wirstschaftåzeitschsriilftu. a. noch erklärt: Die
Dhsese der Bromberger Handielålkannimen»daßsich sdie Gdingener
Kammer territtoriial aus den «Se-ek«r-e«is«(frriil)er Putzsig uind Neu-
slaldt·),sachlich-«asugfdsise See-fragen, zu deren Bearbeitung sie seiner-
zeit ins Leben gern-sen worden sei, beschränken soll-e, habe fich-
nicht auf-recht sesrsbalkenlassen, weil

,,sie praktisch zur organisatorischen Loslösung Pommerel-
lens von Gdingen geführt hätte . . . Weit rationeller erzeigte
sich der andere Plan, den Wirkungsbereich (der Gdingener
Kammer) zu vergröBern durch Zufügung von Bromberg und
seinen Nachbarkreisen zu dem Gebiet der Gdingener Kammer
— der (nach der vorhergegangenen Vereinigung mit der Grau-
denzer Kammer) die Wojewodschaft Pommerellen umfaBtex
das wird die Einbeziehusng der Industrie- und Handelsunter-
neshmsen dieses (Bromberger) Gebietes in »den Bannkreis des
Gdingener Handels fördern . . . Ein Moment, das die Entschei-
dung beschleunigte, waren die Finanznöte der Gdingener Kam-
mer, deren bedeuten-de Aufgaben aus den geringen Erträgen
des bisherigen Bezirks nicht gedeckt werden konnten.

Es ist zu betonen, dalz die Kammern mit kleinen Bezirken,
wie die Bromberger Kammer, Uberbileibsel aus

den Zeiten der Teilungen sind, in denen die
Kammern . . . nicht weitergezogene Aufgaben allgem-einwirt-
schaftlicher Natur besalzen GröBere Bezirke geben unzweifel-
haft den Kammern gröseres Gewicht in ihrem Auftreten und

ihren MaBnahmen, ermöglichen die Unterhaltung eines ent-
sprechend qualifizierten und zahlenmäBig ausreichenden Bsüro-

apparatess . . .«

[,,Polska Gospodarcza« Nr. 41 (14. 10. 19!X), S. 1249.l

Eine polnifche Fluglinie GdingeusSchwedensdänemark?
Gelegentlich der lixn diesen Tagen drusrchBerlragåalbschlusßbe-

endet-en) poln-isschs-schiwedischenWintschclståvenbnndslwngenlegt Dis-
reklor H. Brodaty., denn besondere Verdienst-e Inn die polnisch-
schswedlscheAnnstllyeruing zwgeschrisebenwerden, den Plan einer

Flugvenbinduntg Gidlntgens msiil Slksandinavjen vor, ider zweifellos
von polnischem Seite weiter versolgst wenden wird. Zur Begrün-
dutng wisrsd u. a. ansgesiilhrsk

Psolen versnge zwar schon nber ein recht ausggebautes Flug-
lsjniennetz, halbe aber bisher einige Strecken nicht ausgebaut, idsiie
bei die-v neuendilngåso verwandelten politisch-wirtschaftlichenLage
seine sehr bedeutende Rolle spielen können Es band-le sich vor

allem mn seine direkte Flug-linke Gdingen—Sch-weden—anesmark
via Mann-ö, die Deutsch-land gänzlich umgeben und die kürzeste
Verbindung Potenz mit Westeuropia sein würide Glngsdaner
Wa:rsschan—sWe«stsch-wedensbzm Kiopenhagen rund vier Slunsden)

Dies-e Strecke wär-de Polenå Handelålbeziebnngenzu S-ka«n-di«-

navien, die bisher sehr nnsler iden Schwierigkeiten des Postver-
kehrså litten, recht beleben Der Pioslverekebr Psolenå mit Schwe-
den werde beuste ausschließlichdurch Deutschland vermittele uind

erforddere —- sofsernnicht Sendungen überhaupt verloren ging-en —

viel Zeit, z. B. benötisgeeisn Brief von Oslpsolen nach Sskasndslss
nsavien fünf Tage

Die schwedlschenLusftverkeshråogesellsschalftenseien diesem Plan
dumchialns günstig gesonnen und, bei entsprechenden polnilfchen
Schritten, sicher geneigt, sich an Idier Finainziserung einer regu-
lären Pest- und Paifssngsierflusglsiniezu beteiligen

Diese Flusgllnie hätte nie-den ihr-ern wirtschaftlichen Wert auch
Bedeutung fiir die Psrsoqoagnndazugunsten des Gdingener Hasens.
Slchsliießlischsei nicht zn vergessen, daß dadsumchsatuchi eine Flug-
venbsisnduxngsMarsch-aus mit Paris oder London Flug-daher ·9——10
Stunden) hergestellt würde, die De usts chlansd um g eh e n



Mk

und damit die Usnoersehsrtheit der Postsen-
d u nsg e n

,
die »in Deutschland klointrolliert würden, lg a r- a n- -

t ie r e n würde. Für den Psostoerkehr sei diese Flug-link
,,angesicl1ts der in Deutschland entstandenen Lage eine

unbedingte Notwendigkeit Es unterliegt keinem

Zweifel, daB bei einer solahen Sachlage P ole n d a s P 0 st-

transit(lan-d) kiir den ganzen Balkan und die
Staaten Mitteleuropas werden wird . .

l,,C0dZienna Gazeta Handlowa« Nr. 2232, 10. 1«0. 1933.1

Die »Bank des Verbandes der Erwerbsgenossenschaflen"
unter Staatseinsluß.

Der Ginflusß des «p-olni«schsenStaates ausf die Wirtschaft der

ehemals deutschen Gebiete hat jetzt eine weitere Verstärkung
stadmschs erfahren daß die ,,B aka Z wia zku S p oie k

Zarobkowych« iin Possen, die Zentralbansk des (1.40()
Genossenschaften mit 800 Us00 Mitgliedern umfassend-en) Verban-
des der polnischen Erwerbs- und Wirtschaftsigenosfenschasten,die

gnößte in- polnischem Besitz befindlich-e Privatbank Polen-s, als

Opfer der Wisrstschsasftsksriiseunter Staatseinflsuß sgekos -

men ist. Wie aus der erst jetzt nor-gelegten Bilanz für 1932 hie-r-
oongehit, ist die Bank durch die steigend-e Illiquiisditätihrer Ksredite
und den fortgesetzten Einslagenviickigang gezwungen gewesen, die

Hilfe der Niotenbasnk und der Staats-danken immer stärker in Am-

spruch zu nehmen, so dsaißbereits End-e 1:93«2die Sstaatsbanken das

gesamte Genossenschaftsgeschiäftder Bank finanz-iserten. Die diuvch
den Zuisiammenbruch des Posener Industrise-Konzernxs, D r. No -

man Aka y AG. , erheblich geschädigten Eigenmittel »der Bank

sind völlig immobiilsisiert Inzwischen hatte die polsnischiecRegierung
von einer Genossenschafstsgrnppe 11100000 Zloty Borzusgsaktien
nnd 2000 000 Zloty Inhaberaiktien übernommen Letztere sind nun-

mehr durch Beschluß der Generalversammlqu vom 12. 10» in

cBsorzngsasktilen mit fü n ff a che m Stimmrecht umgewandelt
worden, so daß die Regierung jetzt unbeschränkt —- usnd zwar
nicht vorübergehend, wie grundlos behauptet wird (,,Codszienna
Gazeta Handlowa« Nr. 227, 4. 1s0· 13M), sondern wohl für die
Dauer! — über die Bank venfüigen kann-. Als größte-s Finanz-
institut für den polnischen Mittelstand wird die Bank ihren pri-
vaten Charakter nach außen bewahren, tatsächlich aber ist hier
ein-e neue Staats-bank- entstanden, an der neben der Re-

gierung nur noch einige Genossenschaften Westpolens beteiligt
sind-. Damit end-et die selbständig-eWirtschaftspolsitik dieses Insti-
tuts, das im wirtschaftlichen Nationalitätenkampf der ehemle
deutschen Gebiete jahirszsehntelangeine so bedeutende Rolle ge-

spielt hat.

L,Codzienna Gazeta Hansdlowa« Nr. 22-7, 4. 1s0. 1933; »Po-
l»0nia« Nr. 3237, 13. 10. 19s33; ,,Co-dzienna Gazeta Han-

dlowa« Nr. 2535, 13. 10. 1933; »J. K«. C.« Nr. 28«7, 16. 10

1933.1

Gdingen und das AuslandscapitaL
liber- die PssroobllemaitikaewslsändsiischserKapitals-anlegen m Ghin-

gen führt der Leiter der FischkKsiihilhalHe»in Gsdmgen WH, Immer

häufiger finden ausländische Kapitalanlagen in Industrie und

Handel Gdingens statt, weil dort durch besondere Bergünstigsuwgen
hohe Gewinsnmdglichbeiten gesichert seien« Das Auglawdzkapwh
»das meistens dort eindringt wo es an polnischen Fsachleuskenfehl-h
bringe eigene Arbeitskiriäfte und Maschinen mit, indessen ent-

sprachen seine Arbeitsmethoden nicht immer den Wirtschafts-
iinteiressen Polens

cVor eine-m Jahre sei z. B. »in Gsdisngieneine von nonwegisschem
Kapital finanzierste Raffinerie IfüsrToan zu Heilzwecken entstan-
den, was sowohl in den Rahmen des Industrsialisieriungisplans für
Gdingen gepaßt habe-, als auch sehr zweckmäßigfür die Konkur-

renz gegenüber der in Danzisg seit acht Jahren bestehend-en Tran-

raffinerie gewesen sei, da der Preis soon·3(iOauf M stoty pro

kg zurück-gegangensei. Die cRiasfinersie in Gdingen habe auch

größer-eAufträge von dem polnischen Krankenkassenversband er-

halten.
"

Inzwischen habe die Gdingener Riaffinerise vson dem (Danzi-
ger?) Konkurirenzuintiernebmen das Angebot erhalten, die Pro-
duktion igegen eine Prämie von 15 Zloty pro Faß (besi·6000 Faß)
einzustellen Die Norweg-er haben diesen Vorschlag angenommen
und die Fabrikation stillgelegt.

Dieser Vorgang beweise, wie wenig das Auslandsksapsital mit

Piolens Interessen rechsne Polen smüsse die entsprechende Lehre
daraus ziehen usnd unter allen Umständen darauf dringen, daß
iasuisländischeKapitalanlagen in Gdicnigen— und überhaupt in Po-
len! — msit der sfachilichienAusbildung psolnsischeirKräfte verbunden

würden, uim bei Abwansdenung des Aiusslsandsksapiitaslsdie Produk-
tion aufrecht erhalten zu können In erster Linie sei-diesser Grund-

satz zu befolgen bei der in Gdingen bestehenden hioslläsndischen
Notdsese-Fsilschsfang·Gesellschaftdie veranlaßt werden müsse, nicht
nur polnischseFische-vsherianzubislden,sondern iaiulchdas iibriige Pier--
sonai aus Polen zu rekrutieren

[,,Codz(ienna Gazeta Hasnsdlowa« Nr. 233, 11. 1-0. 19s3i3·l

Der Bau einesneuen polnischen Fischereihafens an der
offenen Ostsee.

Die vor zwei Jahr-en in großem Stil begonnenen, bald wegen
Geldmasnsgeileingestellten Arbeiten zum Bau eines Fischereischswizs
hafens an der offenen Ost-see sollen jetzt mit einem Kostenaufwand
von 5 »MilI«i-oinenZloty wieder aufgenommen werden, um die iposls
nischen Fischer der Notwendigkeit zu enthseben, die benachbarten
deutschen Hafen (Leba, Kolbersg u. sa.)-als Nothäfen anzulaiufen
Die Pläne sehen vor, in- G ro ße n« dso rf — neben umfangreichen
Küsten- nnd Dünsenbefestigangen— einen Hafen ähnlich wie in

Hela zu errichten, nur soll dieser neu-e Hafen bedeutend größer
sein, z. B. über zwei Molen verfügen. Dazu soll ein- Wellen-

breche-r mit Asnlseigestellefür die Kiüstenpassagiersdampfererrichtet
wer-den

[,,J. K. C.« Nr. 27i5, 4. io. 19s33.]

Steigende Verschuldung der polnischen Landwirtschaft
Nach den Untersuchungen des Silaatlichien Landwirtschaftssfop

schsungssinstitustsin Pulacwy sind die Schulden (Schsulden und Hypo-
theken-) der politischen Land-wirtschaft sseit 1i92i6 außer-ordentlichge-

wachsen, uind zwar habe bei dem bäuesrslichenBesitz vson 2—50 ha

die Berischusldiungprso Hektar betragen: 1l926 1l515,"26Zloty; 1927

21I0,77 Zlotyz 17928 282,314 Zlioktyz 11929 M22215 Zlotyz 1930

360434 Ziotn Die Schulsdenlast hat sich also in diesem Jashrfiinft
pro Hiektar am 209.,08 Zloty = 1315 Z erhöht fand sist in den seit-
her vergangen-en drei Jahren, »in denen sich die Lage der ipiolniischen
Landwirtschaft noch wesentlich verschlechtert hat, sichseolichweit-er

gestiegenls

Infolge der intensiver-en Kultur war die Verschulsdung
in den ehemals deutschen Gebieten am höch-
st e n; sie betrng in den Woierwodschasten (Zloty pro has: P om -

merelslen 647,53«; Pollen- 477-1I"2; Schleifen
4 7 2 , 2. Die weitere Reihenfolge war-:

Was Lemberg 4-67i,03 Zi. Woji. Wollhyniien M,08 Zi·
» Lödi 445-75 « » Lublin 2146i25 «

« Kielce 4402597 » « Nowogrodek 2s24s,18 »

» Warschsaiw384i54 » » Stanke-lau 1i82,16 »

« Kirsakaiu 3182,809 » ,, Psolesie 14t9,62 »

» ·Bialystok 297,80 » » Wian 1«15,50 ,,

» Tarnopdi 29725 ,,

Die stärkste Berischcwldonngwie-sen die B etr sie b e v o n

s2—3 ha mit 540,2-8 Zloty pro ha auf; es folgten die Be.
ltriebe: 5—10 lia 3916312 leoty; ZM ha 358,40 stoty; 3—5 ha

3458,1«7Zl«oty; llHO l1a 34221 Ziotyz 1«0H—115ha 321,1-2 Zloty.
[,,pos10nia«Nr. 3232, 7. 1io· 1933·]
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